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Struktur- und Kulturwandel in Brüssel 
Jean-Claude Juncker richtet die Kommission wie eine europäische Regierung aus 
Nicolai von Ondarza 
Mit seiner ersten großen Entscheidung, der organisatorischen wie politischen Neu-
ordnung der Europäischen Kommission, hat ihr neuer Präsident Jean-Claude Juncker 
den Startschuss für weitreichende Veränderungen in Brüssel gegeben. Die Kommission 
Juncker soll einen Strukturwandel zu mehr Kohärenz und einen Kulturwandel zu mehr 
Politik und weniger Bürokratie durchlaufen. Da sie stärker als zuvor wie eine euro-
päische Regierung organisiert wird, tritt die Kommission aber auch streitbarer auf. 
Juncker will so die Quadratur des Kreises schaffen: das Vertrauen der nationalen Regie-
rungen (sowie der Bürger) zurückgewinnen und zugleich die Machtbasis der Kommis-
sion gegenüber den Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament ausbauen. 
 
Jean-Claude Juncker übernimmt vom bis-
herigen Kommissionspräsidenten Barroso 
ein schweres Erbe. Der neuen Kommission 
bleibt keine Eingewöhnungszeit, um sich 
den großen inneren und äußeren Heraus-
forderungen der EU zu stellen. Dabei steckt 
gerade auch die Kommission in einer 
schweren Identitäts- und Vertrauenskrise. 
Im Zentrum steht ein Rollenkonflikt: Einer-
seits hat die Kommission ihre Befugnisse in 
Bereichen, in denen sie Initiativrecht oder 
Durchführungskompetenzen hat, immer 
politischer wahrgenommen, etwa die wirt-
schaftspolitische Koordinierung oder ihre 
Initiativen im Binnenmarkt sowie in der 
Energie- und Klimapolitik. Auf der anderen 
Seite ist die Kommission weiterhin vor-
nehmlich wie eine unabhängige Behörde 
aufgebaut, die als neutraler Schiedsrichter 
(etwa in der Haushaltspolitik) oder als Ver-
walter (wie bei den EU-Strukturfonds) fun-
giert. Zudem haben die nationalen Regie-
rungen viel Vertrauen in die Kommission 
verloren und zuletzt vor allem in der euro-
päischen Schuldenkrise auf intergouverne-
mentale Lösungen ohne oder nur mit aus-
führender Kommissionsbeteiligung gesetzt. 
Eine politische Kommission 
In seinen ersten Entscheidungen hat Jean-
Claude Juncker begonnen, die Kommission 
neu aufzustellen. Was ihr Rollenverständ-
nis betrifft, hat er deutlich Stellung bezo-
gen. Seine Kommission soll »hoch politisch« 
sein und die EU nicht verwalten, sondern 
entlang klarer, aber auch kontroverser 
politischer Leitlinien voranbringen. Als 
Legitimation beruft er sich dabei gleicher-
maßen auf die Unterstützung der nationa-
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 len Staats- und Regierungschefs wie des 
Europäischen Parlaments (EP). 
Einige Voraussetzungen für eine politi-
schere Kommission wurden bereits geschaf-
fen. Erstens hat Juncker der Kommission 
bei der Verteilung der Schlüsselressorts 
stärker als bisher eine parteipolitisch ge-
prägte Ausrichtung gegeben. Als Kommis-
sionspräsident ist er zwar an die Personal-
vorschläge der Mitgliedstaaten gebunden, 
kann aber die Arbeitsaufteilung, Organisa-
tion und politischen Leitlinien der Kom-
mission festsetzen. Daher ist deren partei-
politische Verteilung auf den ersten Blick 
ausgeglichen: 14 Kommissare gehören zur 
christdemokratisch-konservativen EVP, 8 zu 
sozialdemokratischen Parteien (S & D), 5 zu 
liberalen Parteien und einer sogar zur EU-
kritischen EKR.  
Schaut man aber genauer hin, sind vor 
allem die wirtschaftspolitischen Portfolios 
konservativ-liberal besetzt. Dort hat die 
Kommission die größten Kompetenzen. 
Haushaltsfragen hat Juncker der Bulgarin 
Kristalina Georgieva übertragen und die 
Polin Elżbieta Bieńkowska (beide EVP) soll 
den Binnenmarkt vertiefen, während der 
estnische Liberale Andrus Ansip den digi-
talen Binnenmarkt durchsetzen soll. Nur 
weil auf Druck des EP die slowenische Libe-
rale Alenka Bratušek ihre Kandidatur zu-
rückzog, rückte der Sozialdemokrat Maroš 
Šefčovič auf und wurde Vizepräsident für 
die Energieunion. Auch die in Deutschland 
umstrittene Personalie Pierre Moscovici 
passt in dieses Bild. Zwar ist der französi-
sche Sozialist für Wirtschaft und Finanzen 
in der Kommission zuständig. Dabei hat 
ihn Juncker aber unter die Kontrolle von 
zwei Vizepräsidenten eindeutig konserva-
tiv-liberaler Provenienz gestellt (siehe 
unten). Insbesondere Entscheidungen im 
Zusammenhang mit der Überwachung 
nationaler Haushaltspolitik kann Moscovici 
nur gemeinsam mit Valdis Dombrovskis, 
Vizepräsident für den Euro und Sozialen 
Dialog (EVP), treffen. 
Zweitens hat Juncker die Aufgabenvertei-
lung der Kommission erstmals entlang poli-
tischer Projekte strukturiert. Aufbauend 
auf seine Wahlkampfversprechen sowie die 
vom Europäischen Rat beschlossene »Strate-
gische Agenda« hat er die Kommission de 
facto auf sechs Großprojekte ausgerichtet: 
bessere Regulierung und Bürokratieabbau, 
Energieunion, Schaffung von Arbeitsplät-
zen und Wettbewerbsfähigkeit, Stärkung 
der sozialen Dimension in der Eurozone, 
digitaler Binnenmarkt sowie Kohärenz der 
EU-Außenpolitik und -vertretung. Wie eine 
Regierung soll die Kommission in diesen 
Kernbereichen die Aktivitäten der EU 
steuern. 
Eine weitere Parallele zu einer Regierung 
ist die stärkere Bindung der Kommission an 
eine Koalition im EP. Nicht nur ist Juncker 
als Spitzenkandidat der EVP maßgeblich 
von einer großen Koalition aus EVP, S & D 
sowie der liberalen ALDE ins Amt befördert 
worden. Die drei Parteien haben auch seine 
Kommission trotz zum Teil heftiger Kritik 
an ihrer fachlichen Eignung im Parlament 
durchgesetzt, während EU-Gegner, aber 
auch europäische Grüne und Linke die Be-
setzung scharf kritisierten und eine Oppo-
sitionsrolle einnahmen. 
Eine neue Hierarchie 
Um seine politischen Ziele zu erreichen, 
hat Juncker zudem die innere Organisation 
der Kommission umgebaut. Spätestens seit 
dem großen Erweiterungsschub der 2000er-
Jahre steht die Kommission vor dem Pro-
blem, dass wegen des Prinzips »Ein Kommis-
sar pro Mitgliedstaat« zu viele Führungs-
ämter zu vergeben sind. In der Folge wur-
den die einzelnen Arbeitsbereiche zu stark 
aufgespalten, es fand zu wenig Koordination 
statt und der Profilierungswille der nun-
mehr 28 Kommissare hat dazu beigetragen, 
dass es zu viele Gesetzgebungs- und Regu-
lierungsinitiativen der EU gibt. In Think 
Tanks wurde daher immer wieder vorge-
schlagen, die Kommission in Clustern mit 
einer neuen Hierarchieebene zu organisie-
ren, solange die Mitgliedstaaten nicht bereit 
sind, die Anzahl der Kommissare zu redu-





 Jean-Claude Juncker hat diese Überlegun-
gen aufgenommen und der Kommission 
eine »Matrix«-Struktur verpasst. So hat er 
vor allem die Aufgaben und Kompetenzen 
der Vizepräsidenten umfassend geändert. 
War deren Position gegenüber den anderen 
Kommissaren bisher nur rein symbolisch 
aufgewertet worden, erhalten sie nun je-
weils eigene Führungskompetenzen im 
Hinblick auf eine Gruppe anderer Mitglie-
der der Kommission. Beispielsweise übt 
Valdis Dombrovskis, Vizepräsident für den 
Euro und Sozialen Dialog, Führungsfunk-
tionen gegenüber allen Kommissaren und 
Kommissarinnen aus, die mit Bezug zu 
Binnenmarkt, Finanzmarktregulierung, 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik sowie 
Wirtschafts- und Währungspolitik arbeiten. 
In der Praxis soll Dombrovskis die Arbeit 
dieser Kommissare anleiten und koordinie-
ren (z.B. beim Europäischen Semester). 
Die Matrix entsteht daraus, dass sich die 
Koordinationsgruppen der Vizepräsidenten 
überschneiden, so dass manche Kommis-
sare von mehreren Vizepräsidenten koor-
diniert werden. Die Kommissarin für den 
Binnenmarkt zum Beispiel gehört den 
Gruppen zur Energieunion, zu Arbeit, 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit, 
zum Euro und Sozialen Dialog sowie zum 
digitalen Binnenmarkt an. Kernziel dieser 
überlappenden Cluster ist es, in allen 
Kommissionsbereichen wesentlich mehr 
Kohärenz zu schaffen.  
Nadelöhre mit Konfliktpotential 
Die Kernkompetenz der neuen Vizepräsi-
denten liegt darin, dass nur solche Initiati-
ven auf die Tagesordnung der Kommission 
gesetzt werden, die vom jeweiligen Vize-
präsidenten empfohlen wurden und den 
politischen Prioritäten entsprechen. Zudem 
hat der Erste Vizepräsident, Frans Timmer-
mans, der für »bessere Gesetzgebung« zu-
ständig ist, alle Gesetzgebung auf Subsidia-
rität und Verhältnismäßigkeit zu prüfen. 
So entstehen zwei Nadelöhre, die von Ge-
setzesinitiativen passiert werden müssen. 
Auf diese Weise soll langfristig ein Kultur-
wandel hin zum schon lange propagierten 
Ziel erreicht werden, dass die EU sich nur 
auf die wichtigsten Aspekte konzentriert. 
Die neuen Vizepräsidenten bekommen 
jedoch kein direktes Weisungsrecht gegen-
über den ihnen unterstellten Kommissaren. 
Auch erhalten sie keine eigenen General-
direktionen und müssen nur mit einem 
kleinen Kabinett arbeiten. Inhaltlich sind 
sie daher von der Zuarbeit der Generaldirek-
tionen anderer Kommissare abhängig. 
Machtkonflikte innerhalb der Kommission 
sind programmiert. Verstärkt wird dies da-
durch, dass die Vizepräsidenten vorrangig 
aus kleineren Mitgliedstaaten kommen, 
unter ihnen vier ehemalige Regierungs-
chefs. Diese geographische Verteilung hat 
Juncker gezielt gewählt, um den Ängsten 
kleinerer Mitgliedstaaten vor einer Hier-
archisierung in der Kommission entgegen-
zuwirken. Denn diese haben den Schritt 
immer mit dem Argument abgelehnt, alle 
Führungspositionen gingen dann an die 
großen Staaten. In der Folge unterstehen 
den neuen Vizepräsidenten und Vizepräsi-
dentinnen aus den kleineren Mitgliedstaa-
ten Kommissare aus großen EU-Staaten mit 
starken Eigeninteressen. Dazu zählen Jona-
than Hill (Finanzmarktregulierung, Groß-
britannien), Pierre Moscovici (Wirtschaft 
und Währung, Frankreich) und Günther 
Oettinger (digitale Wirtschaft, Deutsch-
land). Besonders an dieser Sollbruchstelle 
wird sich die Funktionsfähigkeit des neuen 
Matrix-Systems beweisen müssen.  
Druck von EP und Mitgliedstaaten 
Die zweite große Sollbruchstelle der neuen 
Kommission ist die Gefahr, von Druck sei-
tens des EP und Gegendruck der nationalen 
Regierungen zerrieben zu werden. Zu beob-
achten war dies schon bei der Besetzung 
der neuen Kommission. Denn um das zu-
letzt deutlich geschwundene Vertrauen der 
nationalen Regierungen, Parlamente und 
Öffentlichkeiten in die Kommission wieder-
herzustellen, ist Juncker bei der Verteilung 
der Zuständigkeiten in der Kommission 




 Bock zum Gärtner machen« eingegangen. 
So hat er Portfolios gezielt denjenigen Kom-
missaren zugewiesen, in deren Staaten der 
jeweilige Politikbereich höchst kontrovers 
ist bzw. die darin eine besonders umstritte-
ne Rolle spielen: Der Brite Jonathan Hill soll 
in der EU die Finanzmarktregulierung um-
setzen, die der Londoner City ein Dorn im 
Auge ist, der bisherige griechische Verteidi-
gungsminister Dimitris Avramopoulos soll 
die EU-Migrationspolitik voranbringen, in 
der Griechenland aufgrund der schlechten 
Zustände in seinen Asyllagern in der Kritik 
steht, und der einstige französische Finanz-
minister Pierre Moscovici soll das weiterhin 
mit der Staatsverschuldung ringende Frank-
reich zu mehr Sparsamkeit drängen.  
Hinter diesen in der Öffentlichkeit stark 
kritisierten Besetzungen steckt ein politi-
sches Kalkül: Die betreffenden Kommissare 
stehen unter besonderer Beobachtung, so 
dass sie gerade bei »ihren« Mitgliedstaaten 
bzw. Politikfeldern Durchsetzungskraft 
beweisen müssen. Vor allem will Juncker so 
erreichen, dass beispielsweise ein Brite Par-
lament und Öffentlichkeit in Großbritan-
nien erklärt, warum europäische Gesetz-
gebungsvorhaben notwendig sind. Gleich-
zeitig stehen alle der Genannten unter der 
Koordinierung der jeweils zuständigen 
Vizepräsidenten.  
Durch diese Ausrichtung wird jedoch die 
gesamte Kommission zusätzlich angreifbar. 
Bei den Anhörungen der nominierten Kom-
missare und Kommissarinnen im EP wur-
den mehrere Kandidaten wegen ihrer Poli-
tik, Vergangenheit und Kompetenz heftig 
angegriffen und die ehemalige slowenische 
Ministerpräsidentin musste ihre Kandida-
tur nach einem vernichtenden Urteil des EP 
zurückziehen. Auch wenn die große Koali-
tion im EP das Kollegium am Ende bestätigt 
hat, zeigt sich, dass gerade eine politischere 
Kommission Gefahr läuft, zwischen die 
Fronten von EP und nationalen Regierun-
gen zu geraten. 
Ausblick 
Jean-Claude Juncker hat die Europäische 
Kommission deutlich in Richtung einer 
europäischen Regierung weiterentwickelt. 
Um aus dem Schatten der Barroso-Jahre 
herauszutreten, soll sie kohärenter und 
politischer werden. Damit soll sie in Schlüs-
selbereichen, vor allem dem Binnenmarkt 
(Energie, Digitales) und der Währungs-
union, wieder zur treibenden Kraft in der 
EU werden.  
Doch die neue Kommission geht auch 
ein hohes politisches Risiko ein. Die stärke-
re Politisierung steht im Konflikt mit den-
jenigen Aufgaben, die politische Neutralität 
erfordern, etwa Haushalts- oder Wettbe-
werbskontrolle. Zudem drohen Blockaden 
im auf Konsens orientierten politischen Sys-
tem der EU, wenn Politik gegen den Willen 
einzelner Mitgliedstaaten und Parteifami-
lien betrieben wird. Gleichzeitig ist in der 
komplexen Matrix-Struktur mit überlap-
penden Koordinierungsfunktionen vor 
allem kurzfristig damit zu rechnen, dass 
sich Machtkämpfe zwischen Kommissaren 
aus großen EU-Mitgliedstaaten und den sie 
koordinierenden Vizepräsidenten abspie-
len. Des Weiteren wird die Abgrenzung 
zwischen den vielen kleinteiligen Arbeits-
bereichen Reibungsverluste verursachen. 
So sind allein am Projekt Energieunion 
14 Kommissare und Kommissarinnen be-
teiligt.  
Langfristig sollte die von Juncker an-
gestoßene Reform daher nur den ersten 
Schritt hin zu einer verkleinerten Kom-
mission darstellen, in die nicht mehr jeder 
Mitgliedstaat eine Person entsendet. Der 
Europäische Rat hat sich bereits verpflich-
tet, in dieser Legislaturperiode das Prinzip 
»Ein Kommissar pro Mitgliedschaft« zu 
überprüfen. Parallel sollte eine stärker 
politische Kommission darüber nachden-
ken, inwieweit Aufgaben mit Neutralitäts-
verpflichtung an unabhängige Agenturen 
ausgelagert werden können. In Frage kämen 
beispielsweise die Wettbewerbskontrolle, 
die Überwachung der Rechtsstaatlichkeit 
oder die Funktionen der Kommission in der 
Troika. 
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